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STELLUNGNAHME  

 

zu dem Referentenentwurf der Bundesregierung zur Änderung des 
Wärmeplanungsgesetzes  
 
 
 
 
 
 
Berlin, den 06.05.2026 

 

 

Der Biogasrat+ e. V. ist der Verband für dezentrale Energieversorgung und vertritt die Interessen der führenden 

Marktteilnehmer. Dabei steht die Markt- und Systemintegration der erneuerbaren Energien entlang der gesam-

ten Wertschöpfungskette im Vordergrund. Biogas/Biomethan kann im Strom-, Wärme- und Kraftstoffmarkt we-

sentlich dazu beitragen, die ökologischen Zielvorgaben der Politik zu erfüllen, ohne dabei unnötige Kosten für 

die Allgemeinheit zu verursachen. Aus diesem Grund setzt sich der Verband für einen stärkeren Einsatz von Bio-

methan in allen Nutzungspfaden ein, indem die rechtlichen Rahmenbedingungen optimiert und dadurch eine 

nachhaltige Entwicklung des Marktes sichergestellt wird. 

Der Biogasrat+ e. V. ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem Deutschen Bundestag und 

der Bundesregierung sowie im europäischen Transparenzregister für die Interessenvertretung gegenüber den 

EU-Institutionen eingetragen.  

Registereintrag national: R003376 – Registereintrag europäisch: 000075850398-74. 

 

Biogasrat+ e.V. – dezentrale energien | Oranienburger Str. 26 | 10117 Berlin | geschaeftsstelle@biogasrat.de | 
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1. Einleitung 

 

Der aktuell vorgelegte Referentenentwurf zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes verfolgt das Ziel, 

die Wärmeplanung für kleine Kommunen (bis 15.000 Einwohner) deutlich zu vereinfachen. Hierdurch 

sollen der mit der Wärmeplanung verbundene Aufwand und die Verfahrensdauer stark reduziert wer-

den. Darüber hinaus enthält der Entwurf Regelungen zur Vereinfachung der Datenerhebung und zur 

Einführung einer Kälteplanung für Kommunen mit mehr 45 000 Einwohnern im Rahmen der ersten 

Fortschreibung des Wärmeplans.  

 

2. Zusammenfassung 

 

Der Biogasrat+ e.V. begrüßt grundsätzlich die Zielsetzung des Referentenentwurfes, die Wärmeplanung 

für kleine Kommunen bis 15.000 Einwohner zu vereinfachen. Die Ausgestaltung der kleinen Wärme-

planung gemäß § 22 a WPG-Entwurf sehen wir jedoch kritisch, insbesondere bei den Regelungen zur 

Ausweisung eines „Prüfgebietes Netz für die Versorgung mit grünem Methan“ im Wärmeplan sind Än-

derungen notwendig, um die Ausweisung von Prüfgebieten für die Versorgung mit Biomethan für 

kleine Kommunen zu erleichtern.  

 

Darüber hinaus regen wir an, die aktuelle Novelle des Wärmeplanungsgesetzes zu nutzen, um die be-

stehenden Restriktionen bei der Nutzung von Biomethan in § 28 WPG und bei der Nutzung von Bio-

masse in § 30 WPG und § 31 WPG abzuschaffen.  

 

Zudem sollte die aktuelle Novelle des Wärmeplanungsgesetzes genutzt werden, biogenen Wasserstoff 

(siehe 3 Abs. 1 Nr. 8 bzw. 15 WPG) sachgerecht und europarechtskonform als erneuerbarem Wasser-

stoff zu definieren. Biogener Wasserstoff wird europarechtlich als erneuerbarer Wasserstoff definiert, 

im WPG hingegen wird biogener Wasserstoff als orangener Wasserstoff eingestuft. Diese Einstufung 

widerspricht europarechtlichen Vorgaben und ist sachlich nicht gerechtfertigt.  

 

3. Stellungnahme  

 

a) zu § 22a Abs. 4 WPG-Entwurf 

 

Gemäß § 22a Abs. 4 Satz 2 WPG-Entwurf dürfen Teilgebiete, in denen ein Gasnetz betrieben wird, nur 

dann als „Prüfgebiet Netz für die Versorgung mit grünem Methan“ ausgewiesen werden, wenn die 

planungsverantwortliche Stelle davon ausgeht und begründet, dass eine leitungsgebundene Wärme-

versorgung mit grünem Methan „wirtschaftlich“ ist. Mit dieser Regelung wird erneute eine Anforde-

rung für Biomethan definiert, die weder für die Ausweisung von Gebieten für die dezentrale Wärme-

versorgung noch für die Ausweisung von Wärmenetzgebieten gilt. Darüber hinaus ist völlig unklar, wel-

che Kriterien bzw. Kennzahlen in einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu berücksichtigen sind. Zudem 

ist Wirtschaftlichkeit nicht nur aus einzelnen Kennzahlen abzuleiten, sondern erfordert eine 
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systemische Betrachtung, die u.a. auch Gemeinwohlaspekte wie resiliente und dezentrale Energiever-

sorgung, Klimaschutz, Wertschöpfung, etc. berücksichtigt. Auch hierzu findet sich keine Definition im 

Referentenentwurf.  

 

Ferner weisen wir darauf hin, dass für Kommunen im Rahmen ihrer Prognoseentscheidung zur Aus-

weisung eines Prüfgebietes Netz für die Versorgung mit grünem Methan die Verteilnetzentwicklungs-

pläne eine wesentliche Grundlage bilden werden. Aktuell werden die Regelungen zur Erstellung von 

Verteilnetzentwicklungsplänen im Rahmen der EnWG-Novelle zur Umsetzung des EU-Gasbinnen-

marktpaketes politische beraten. Hier steht zur Diskussion, dass Biomethan in den Entwicklungsplänen 

der Verteilnetzbetreiber zwingend zu berücksichtigen ist. Die Transformation der Gasnetze zielt primär 

auf die Defossilisierung der Gasnetze und umfasst alle erneuerbaren Gase. Es ist daher nur sachge-

recht, dass alle verfügbaren erneuerbaren Gase und deren Potenziale gleichermaßen in den Szenarien 

zur Netzplanung, in den Modellierungen bzw. Projektionen der Netzbetreiber berücksichtigt werden.  

Gerade bei den Methannetzen ist die dezidierte Unterteilung notwendig, weil hier eine gegenläufige 

Entwicklung zu beobachten ist, d.h. der fossile Erdgasanteil sinkt und der Anteil von Biomethan und 

erneuerbaren Gasen steigt bzw. könnte im Rahmen eines politisch flankierten Hochlaufs bis zu 331 

TWh (inländische Erzeugung) in 2045 erreichen. 

 

Handlungsempfehlung: 

 

→ Streichung der Anforderung, dass eine leitungsgebundene Wärmeversorgung mit grünem 

Methan „wirtschaftlich“ ist. 

 

→ Verzahnung von § 22a Abs. 4 WPG-Entwurf mit den Bestimmungen der §§ 15, 16 EnWG-

Entwurf. 

 

 

 

 

Ansprechpartnerin:  

Janet Hochi  

Email: janet.hochi@biogasrat.de  

Tel: +49 30 509 461  

 


